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nach Beginn der Polizeistunde nicht unverzüglich nach- 
kommen, wurde nicht mehr aufgenommen. Bestehende 
Rechtsvorschriften, wie z. B. § 6 OWVO und die АО über 
die Aufgaben, Rechte und Pflichten der Leiter von Ver­
kaufseinrichtungen des sozialistischen Einzelhandels und 
des Gaststätten- und Hotelwesens vom 3. Juli 1973 (GBl. I 
Nr. 34 S. 354) i. d. F. der АО Nr. 2 vom 30. Juni 1976 (GBl. I 
Nr. 25 S. 352) bieten ausreichende Möglichkeiten, gegen 
Rechtsverletzungen wirksam einzuschreiten.

*

Eine Neufassung der Bestimmungen über Verantwortung, 
Rechte und Pflichten für die fachliche Berichterstattung 
und Bevölkerungsbefragungen nach der VO über Rech­
nungsführung und Statistik vom 20. Juni 1975 (GBl. I 
Nr. 31 S. 585)6 erfolgte mit der 2. VO über Rechnungsfüh­
rung und Statistik vom 10. Juli 1980 (GBl. I Nr. 22 S. 215). 
Die Durchführung von fachlichen Berichterstattungen und 
von Bevölkerungsbefragungen bedarf in der Regel nun­
mehr der Bestätigung des Ministerrates. Davon ausge­
nommen sind die Berichterstattungen, die die General­
direktoren der Kombinate für die Leitung des Reproduk­
tionsprozesses von Betrieben ihres Kombinats anfordern, 
sowie Fallinformationen, Informationen über außerge­
wöhnliche Vorkommnisse und notwendige einmalige Be­
richterstattungen zum Zwecke der operativen Leitung der 
Plandurchführung. Auch spezielle Bevölkerungsbefragun­
gen, die in Anlage 3 der VO näher definiert sind, fallen 
nicht unter die Bestätigungspflicht. Dazu gehören z. B. 
Befragungen von Rundfunkhörem oder Fernsehzuschau­
ern durch die Staatlichen Komitees für Rundfunk und 
Fernsehen und durch ADN, Befragungen von Lesern durch 
Presseorgane sowie Befragungen von Kunden in Produk­
tions-, Handels- oder Dienstleistungsbetrieben, die dazu 
dienen, die Qualität oder Funktionstüchtigkeit von Waren 
einzuschätzen oder zu testen, u. ä. Bevölkerungsbefragun­
gen i. S. der VO sind Befragungen von Einzelpersonen 
und Personengruppen zu statistischen Zwecken. Diese 
dürfen nur durch staatliche Organe oder von ihnen be­
auftragte Einrichtungen durchgeführt werden.

Soweit in anderen Rechtsvorschriften Befragungen ge­
regelt sind, wie z. B. in § 16 Abs. 4 der Schulordnung vom 
29. November 1979 (GBl. I Nr. 44 S. 433), sind die dort 
festgelegten Genehmigungen für Befragungen einzuholen. 
Ob eine fachliche Berichterstattung oder Bevölkerungsbe­
fragung bestätigt worden ist, ist an einem Registrierver­
merk zu erkennen, der von der Staatlichen Zentralver­
waltung für Statistik erteilt wird. Gegen Personen, die 
schuldhaft Berichterstattungen oder Bevölkerungsbefra­
gungen i. S. der VO ohne gültigen Registriervermerk ver­
anlassen oder durchführen, können Ordnungsstrafen fest­
gelegt werden.

Eine Reihe von Rechtsvorschriften in diesem Quartal ist 
unmittelbar oder mittelbar auf die Erhöhung der Sicher­
heit des Schiffsverkehrs gerichtet.

Die VO über die Aufgaben auf den Gebieten der Hy­
drographie, des Seezeichenwesens und des Nautischen 
Warn- und Nachrichtendienstes vom 12. Juni 1980 (GBl. I 
Nr. 19 S. 175) dient der weiteren Erhöhung der nautischen 
Sicherheit in den Seegewässem der DDR und trägt zu­
gleich der internationalen Entwicklung im Seeverkehr 
Rechnung. -Sie berücksichtigt die sich für die DDR aus 
völkerrechtlichen Verträgen ergebenden Verpflichtungen 
und die Aufgaben des Seehydrographischen Dienstes der 
DDR (SHD) zur Wahrnehmung der Interessen der DDR 
in den entsprechenden internationalen Organisationen.

Mit der VO werden die Rechtsstellung des SHD sowie 
seine Aufgaben grundsätzlich geregelt. Der SHD besitzt 
entsprechend seiner Zuständigkeit das Recht, Erlaubnisse 
zu erteilen, und hat gegenüber Organen und Betrieben 
Auflagenbefugnis. Der Direktor des Seefahrtsamtes der 
DDR und die Leiter der Dienststellen der Deutschen 
Volkspolizei haben entsprechend der jeweiligen Zustän­
digkeit Ordnungsstrafbefugnis, wenn jemand die zur 
Kennzeichnung der Seegewässer bestimmten Seezeichen 
beschädigt, verändert, zerstört oder zweckwidrig benutzt, 
gegen Auflagen verstößt oder die Pflicht zur Einholung 
geforderter Erlaubnisse bzw. Zustimmungen bei Durch­
führung bestimmter Handlungen verletzt.

Der konkreten Ausgestaltung der VO dient die АО 
über das Statut des Seehydrographischen Dienstes der 
DDR vom 12. Juni 1980 (GBl. I Nr. 19 S. 176). Hier werden

Aufgaben und Arbeitsweise des SHD als desjenigen staat­
lichen Organs, das für die Koordinierung und Ausfüh­
rung der in den Seegewässern und im Bereich des Fest­
landsockels der DDR durchzuführenden hydrographischen 
Arbeiten verantwortlich ist, im einzelnen geregelt. Im In­
teresse der nautischen Sicherheit des Seeverkehrs in den 
Seegewässem der DDR hat der SHD Aufgaben auf den 
Gebieten der Hydrographie, des Seezeichenwesens, der 
nautischen Veröffentlichungen und des nautischen Wam- 
und Nachrichtendienstes zu erfüllen. Der SHD ist dem 
Ministerium für Nationale Verteidigung unterstellt. Der 
Chef des SHD hat u. a. das Recht, Erlaubnisse und Auf­
lagen zur Sicherung und Wahrnehmung der Interessen 
des SHD zu erteilen, Vereinbarungen und Verträge mit 
den zuständigen zentralen und örtlichen Organen zur 
Aufrechterhaltung der nautischen Sicherheit abzuschließen 
sowie bei den zuständigen Organen die Einleitung von 
Ordnungsstrafverfahren zu beantragen.

Die VO über das Verfahren zur Feststellung, Untersu­
chung und Auswertung von Seeunfällen und anderen 
Vorkommnissen in der Seefahrt — Seeunfalluntersu­
chungsordnung (SeeUO) — vom 10. Juli 1980 (GBl. I Nr. 25
S. 243) soll dazu beitragen, die Aufklärung von Seeunfäl­
len und anderen Vorkommnissen schnell und mit gerin­
gem Verwaltungsaufwand durchzuführen. Ziel des Ver­
fahrens ist es, den Schutz des menschlichen Lebens, die 
Sicherheit der Fahrzeuge und der Ladung sowie die Ver­
besserung des Umweltschutzes zu gewährleisten. Dazu 
wird festgelegt, daß die Untersuchung von Seeunfällen 
dem Seefahrtsamt der DDR obliegt, das zur Durchfüh­
rung der Verhandlung die Seekammer und die Große 
Seekammer bildet.

Die Untersuchung von anderen Vorkommnissen in der 
Seefahrt wurde in die Verantwortung der Leiter der Be­
triebe gelegt, in deren Eigentum oder Rechtsträgerschaft 
sich das Schiff befindet oder in deren Namen es verwen­
det wird. Präzisiert wurde die staatsrechtliche Stellung 
des Seekommissars, der als Beauftragter des sozialisti­
schen Staates bei der Untersuchung von Seeunfällen und 
bei Verhandlungen vor den Seekammem mitwirkt und 
auf die Einhaltung der sozialistischen Gesetzlichkeit Ein­
fluß nimmt.

Die VO regelt weiterhin detailliert das Verfahren, an­
gefangen von den Meldepflichten, über die Untersuchung, 
die Verhandlung vor der Seekammer bis hin zu den 
Rechtsmitteln. In § 24 werden die Erziehungsmaßnahmen 
genannt, auf die die Seekammer erkennen kann, wenn 
ein Beteiligter schuldhaft eine für den Seeverkehr oder 
den Betrieb von Fahrzeugen geltende Rechtsvorschrift 
verletzt hat. Dazu gehören der Entzug eines vom See­
fahrtsamt ausgestellten Berechtigungsnachweises auf Be­
währung sowie der zeitlich begrenzte oder dauernde Ent­
zug eines Berechtigungsnachweises mit oder ohne Einr 
Schluß nachgeordneter oder selbständiger Berechtigungen. 
Erziehungsmaßnahmen unterliegen dem Nachweis und 
der Tilgung.

Zur Sicherung einer ordnungsgemäßen Untersuchung 
und einer effektiven Verhandlung der Seekammem droht 
die VO Ordnungsstrafen u. a. für den Fall an, daß die 
vorgeschriebenen Meldungen von Seeunfällen und ande­
ren Vorkommnissen nicht dem Seefahrtsamt übermittelt 
werden, daß Zeugen, Sachverständige oder Verantwort­
liche eines Betriebes den Anforderungen des Seefahrts­
amtes nicht Folge leisten oder daß Beteiligte, Zeugen, 
Sachverständige oder Dolmetscher unbegründet der Ver­
handlung fembleiben.

In diesem Zusammenhang sei auf die 2. VO über zivil­
rechtliche Verfahren in Schiffahrtssachen — Schiffahrts- 
Verfahrensordnung (SchVO) — vom 28. November 1978 
(GBl. I 1980 Nr. 21 S. 207) hingewiesen. Sie nimmt eine 
Anpassung der Verfahrensvorschriften der SchVO vom 
27. Mai 1976 (GBl. I Nr. 21 S. 290)6 an die am 14. August 
1979 für die DDR in Kraft getretene Internationale Kon­
vention über die Beschränkung der Haftung der Eigen­
tümer von Seeschiffen vom 10. Oktober 1957 (Bekanntma­
chung vom 4. Juni 1980 [GBl. II Nr. 7 S. 113]) vor.

•
Zwei Rechtsvorschriften aus dem Bereich des Verkehrs­
wesens sind hervorzuheben:

Mit der АО über das Wasserstraßenaufsichtsamt der 
DDR vom 30. Juni 1980 (GBl. I Nr. 22 S. 224) werden die 
Aufgaben, Rechte und Pflichten dieses Amtes als Staat-


